
Immer wieder ist zu hören, dass die Arbeitsmarktreformen 
unter der Schröder-Regierung zur derzeit in Deutschland 
vergleichsweise günstigen Lage auf dem Arbeitsmarkt bei-
getragen hätten. Und es mehren sich die Stimmen, die solche 
Reformen den südeuropäischen Krisenstaaten zur Nach
ahmung empfehlen. Dass solche Auffassungen in der Politik 
zu finden sind, muss nicht weiter erstaunen, denn Politiker 
neigen naturgemäß dazu, ihr Handeln als Erfolg zu verkaufen. 
Das ist schließlich ihr Geschäft. Bemerkenswert ist allerdings, 
dass auch in den Medien und sogar in der Wissenschaft an 
den Erfolg der Arbeitsmarktreformen geglaubt wird. Diese 
sollten eigentlich kritischer sein. 

Tatsächlich lassen sich aber keine tragfähigen Belege dafür 
finden, dass die Reformen zum Abbau der Arbeitslosigkeit bei-
getragen haben. Das gilt vor allem für deren Kernstück: die Hartz-
IV-Reform. Diese Reform basierte auf der Annahme, dass man die 
Arbeitslosen nur unter Druck setzen müsse, damit sie eine Arbeit 
annähmen. Die vermeintlich zu hohen Sozialleistungen würden sie 
nur in der Arbeitslosigkeit verharren lassen. Dieses „Armutsfallen-
theorem“ ist eines der vielen in den Wirtschaftswissenschaften zu 
findenden küchenpsychologischen Versatzstücke, die sich zwar 
plausibel anhören, empirisch aber überhaupt nicht belegt sind. 
Nach der Hartz-IV-Reform gab es eine Reihe von Untersuchungen, 
um deren Effekte zu ermitteln. Doch es konnten keine belastbaren 
Beweise für eine Wirkung gefunden werden. So hatte sich sowohl 
das Suchverhalten als auch die Verweildauer in der Arbeitslosig-
keit beim entsprechenden Kreis nicht verändert. Dasselbe gilt für 
die Arbeitsbereitschaft und die Ansprüche, die an die Entlohnung 
bei der Aufnahme eines Jobs gestellt wurden. Diese Ansprüche 
waren auch schon vor der Reform nicht groß. Natürlich gab und 
gibt es immer Personen, die ein Unterstützungssystem ausnutzen. 
Wie schon lange bekannt ist, will aber der weit überwiegende 
Teil der Arbeitslosen arbeiten. Es mangelte und mangelt nicht an 
der Arbeitsmoral, sondern an den Arbeitsplätzen. Der Mensch ist 
nicht nur ein „homo oeconomicus“ und verbindet mit Arbeit in 
der Regel mehr als nur die Erzielung von Einkommen. Das passt 
jedoch nicht in die schlichte Modellwelt vieler Ökonomen. 

Wie kann man dennoch der Reform einen Erfolg zuschrei-
ben? In den letzten Jahren ist die Zahl der Arbeitslosen ge-

sunken und die der Erwerbstätigen gestiegen – und weil es 
so schön zur Theorie passt, kann das nur an den Reformen 
gelegen haben. Genauso überzeugend wäre es, eine regio-
nal unterschiedliche Geburtenhäufigkeit mit dem Auftreten 
von Störchen erklären zu wollen. Man nennt solch ein 
Verhalten in der Kognitionspsychologie „das Festhalten an 
Bestätigungsfehlern“: Alles, was zur bestehenden Meinung 
passt, wird begierig aufgenommen – und alles, was stört, 
wird ignoriert oder verdrängt. Man füttert also die eigenen 
Vorurteile. Ausgeblendet wird etwa, dass nach der Reform 
ein allgemein günstiges konjunkturelles Umfeld für einen 
Beschäftigungsaufbau sorgte. Zugleich ließ der Druck auf 
dem Arbeitsmarkt nach, weil infolge der natürlichen Be-
völkerungsbewegung und geringerer Zuwanderungen das 
Erwerbspersonenpotential kaum noch wuchs. Die Beschäf-
tigung nahm zwar zu, wegen vermehrter Teilzeitarbeit aber 
vor allem die Zahl der Erwerbstätigen und nicht so sehr das 
Arbeitsvolumen. Hierzu hat indes durchaus eine Arbeits-
marktreform – die Reform der Minijobs – beigetragen. 
Haushaltshilfen konnten nun als Mini-Jobber angemeldet 
werden, was deren Zahl stark ansteigen ließ. Es war aber 
nur ein Zuwachs in der Statistik und nicht in der Realität, 
da lediglich vorherige Schwarzarbeit legalisiert wurde. 
Starke Zuwächse gab es auch bei der Leiharbeit. Aber 
rührt der Beschäftigungszuwachs aus gesamtwirtschaft-
licher Perspektive von der Reform dieses Sektors her oder 
vielleicht doch eher daher, dass Personal gebraucht wurde, 
um Aufträge abzuarbeiten, da etwa deutsche Autos und 
Maschinen in Übersee wegen ihrer Produktqualität oder 
wegen ihres – infolge des Wechselkurses – relativ günstigen 
Preises besonders gefragt waren? 

Ein Export der Arbeitsmarktreformen nach Südeuropa wäre 
der blanke Zynismus. Abgesehen davon, dass die Unter-
stützungssysteme dort viel löchriger sind als hierzulande, 
leiden die Länder unter einer eklatanten Nachfrageschwä-
che insbesondere auf dem Binnenmarkt und nicht an 
unzureichender Arbeitsbereitschaft. Helfen würde eher, 
endlich durchgreifend die Vermögen der Wohlhabenden zur 
Staatsfinanzierung zu mobilisieren anstatt den Hebel an 
der Massenkaufkraft anzusetzen.
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